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BERLIN Generalsekretär Carsten 
Linnemann erwartet auf dem CDU-
Parteitag eine „staatsmännische 
Rede“ des Vorsitzenden Friedrich 
Merz. Ein Gespräch mit Linnemann 
über die neue CDU, über Muslime, 
Atomkraft sowie die Wehrpflicht.

Herr Linnemann, Ihr erster Partei-
tag als CDU-Generalsekretär steht 
an. Und das gleich drei Tage lang. 
Welches Signal erhoffen Sie sich 
von dem Konvent?
LINNEMANN Ein Signal der Geschlos-
senheit und klare Inhalte, mit denen 
uns die Menschen wieder verbin-
den.

Was soll man denn mit der CDU 
künftig verbinden?
LINNEMANN Wir haben 2021 die 
Wahl auch verloren, weil wir inhalt-
lich entkernt waren. Wir lagen am 
Boden, es war nicht klar, ob wir es 
schaffen wieder aufzustehen. Mit 
dem neuen Grundsatzprogramm 
zeigen wir nun: Wir stehen wieder 
für konkrete Inhalte. Es gibt in an-
deren europäischen Ländern Bei-
spiele, wo sich Christdemokraten 
marginalisiert haben. Wir sind eine 
liberale, christlich-soziale Partei. 
Aber auch eine konservative und 
das betont das Programm stärker 
als zuvor.

Also ist die CDU eigentlich alles.
LINNEMANN Wir sind die letzte Partei 
in Deutschland, die die gesamte Be-
völkerung in den Blick nimmt, die 
nicht nur bestimmte Milieus an-
spricht. Im Gegensatz zur SPD sind 
wir eine Volkspartei. Wir machen 
Politik aus Überzeugungen heraus, 
die wir nun klarer herausstellen. Wir 
wollen den Zeit-
geist prägen und 
ihm nicht einfach 
folgen.

Was bieten Sie 
denn Neuwäh-
lern, jungen 
Menschen und Frauen?
LINNEMANN Junge Menschen trei-
ben die gleichen Sorgen, Wünsche 
und Bedürfnisse um, wie den Rest 
der Wählerinnen und Wähler auch 
– denken Sie allein an das Thema Si-
cherheit. Es ist der falsche Ansatz, 
immer der Frage nachzujagen, was 
müssen wir als Politik machen, um 
junge Wähler zu erreichen. Ent-
scheidend ist, dass unsere Politik 
auf unserem Wertefundament be-
ruht. Wir müssen aber die Kanäle, 
auf denen junge Menschen unter-
wegs sind, besser nutzten. Hierzu 

zählt insbesondere Social Media. 
Wir müssen sie dort abholen, wo 
sie sind. Das wurde lange vernach-
lässigt und das haben wir jetzt ge-
ändert.

Die Union sollte auch weiblicher 
werden. Wo sind die Frauen ge-
blieben?
LINNEMANN Im Präsidium hatten 
wir noch nie so viele Frauen wie 
derzeit. Wir haben etwa Ines Claus 
als Fraktionsvorsitzende in Hessen, 
Karin Prien und Ina Scharrenbach 
als Ministerinnen in den Bundeslän-
dern. Das sind Persönlichkeiten, die 
bekannt sind und Verantwortung 
tragen. Wir müssen da besser wer-
den, keine Frage, wir werden den 
Weg weitergehen.

Sie kommen von einer Kanzlerin, 
einer Parteivorsitzenden. Die erste 
Reihe der CDU ist derzeit nicht 
weiblich.
LINNEMANN Sie vergessen die EU-
Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen.

Deren erneute Kandidatur in Ihrer 
Partei nicht unumstritten war. 
Außerdem sieht man Ursula von 
der Leyen bislang auf keinem Pla-
kat zur Europawahl.
LINNEMANN Das ist Quatsch, der da 
verbreitet wurde. Sie ist in unserer 
Wahlkampagne sehr präsent, sie 
macht mehrere Wahlkampftermine 
in Deutschland und wir werden sie 
in der heißen Phase der Mobilisie-
rung auch auf unseren Großflächen 
plakatieren. Kaum jemand weiß bis-
lang überhaupt, dass Europawahlen 
stattfinden. Wir wollen auf die Wahl 
erst einmal aufmerksam machen, 

dann überzeugen 
und zum Schluss 
vor allem mobili-
sieren – natürlich 
mit Ursula von der 
Leyen.

Auf dem Partei-
tag soll Friedrich Merz wieder als 
Vorsitzender gewählt werden. 95,33 
Prozent erhielt er bei seiner ersten 
Wahl. Ist das die Messlatte?
LINNEMANN Der Vergleich zum 
letzten Mal hinkt etwas, weil der 
Parteitag damals die Mitglieder-
befragung bestätigt hat. Wir haben 
uns als Partei damals entschieden, 
gemeinsam aus dem Tal der Tränen 
zu gehen. Friedrich Merz wird ein 
sehr gutes Ergebnis erzielen, die 
CDU ist wieder geschlossen und 
hat eine Programmatik, die in die 
Zukunft weist.

Warum nominiert die Union ihn 
dann nicht auf diesem großen 
Parteitag als Kanzlerkandidat und 
sagt: Das ist unser Mann für die 
Zukunft?
LINNEMANN Weil wir mit der CSU 
zusammenbleiben wollen und kei-
nen Alleingang machen. Es gibt sie 
noch, die Erinnerungen an 2021. 
Das darf sich nicht wiederholen. Es 
gibt einen Fahrplan, der vorsieht, 
dass im Herbst dieses Jahres eine 
Entscheidung getroffen wird, und 
daran halten wir uns.

Erwarten Sie von Merz in seiner 
Rede einen Hinweis in Sachen 
Kanzlerkandidatur?
LINNEMANN Friedrich Merz wird 
eine große, staatsmännische Rede 
halten und angesichts der Krisen 
in der Welt Orientierung geben.

Welche Erwartungen verbinden 
Sie mit dem Auftritt von CSU-Chef 
Markus Söder?
LINNEMANN Markus Söder wird auch 
eine begeisternde Rede halten. Er ist 
einer der talentiertesten Redner, die 
es in Deutschland gibt. Die Debat-
te um 2021 ist auch vorbei. Es sind 
Fehler passiert, keine Frage. Die dür-

fen nicht wieder passieren. Das weiß 
auch Markus Söder.

Auf dem Parteitag wird auch das 
neue Grundsatzprogramm be-
schlossen. Mit welchen strittigen 
Debatten rechnen Sie?
LINNEMANN Das Thema Wehrpflicht 
und Gesellschaftsjahr wird sicher zu 
strittigen Debatten führen. Hier ha-
ben wir viele Anträge. Ich persönlich 
halte am Gesellschaftsjahr fest. Aber 
ich freue mich sehr auf die Debatten 
– wann sollten wir diskutieren, wenn 
nicht jetzt? Wenn wir bei diesem Par-
teitag nicht frische Luft reinlassen, 
wann dann? Es wird keine Vorgaben 
geben.

Wird die Union wieder zur Atom-
kraft-Partei?
LINNEMANN Konservativ ist für mich 
eine Haltungsfrage, die Technologie-
offenheit mit einschließt. Kernkraft 
muss eine Option bleiben. Es gab 
auch Stimmen gegen die Kernkraft, 
aber das hat in der Antragskommis-
sion keine Mehrheit gefunden.

Die Debatte über die Aufweichung 
der Schuldenbremse könnte ja eben-
so den Parteitag einholen. Merz ist 

dagegen, die Länder sind dafür.
LINNEMANN Ich kann für die CDU 
Deutschlands nur sagen: Wenn 
wir jetzt anfangen, uns im hohen 
Maße zu verschulden, werden wir 
es wieder versäumen, endlich an 
unsere Strukturen herangehen. Die 
Schuldenbremse zwingt uns Poli-
tiker, uns auf das Wesentliche zu 
konzentrieren, Prioritäten zu set-
zen, strukturelle Verbesserungen 
herbeizuführen. Dass es so nicht 
weitergehen kann mit der Aufblä-
hung von Ministerien, mit immer 
mehr Beauftragten und dem Wust 
an Planungs- und Genehmigungs-
verfahren, ist doch klar.

Sagen Sie das auch Kai Wegner, dem 
Berliner Bürgermeister? Er macht 
Front gegen die Schuldenbremse.
LINNEMANN Wir müssen über den 
Föderalismus und den Länderfi-
nanzausgleich reden. Eine Reform 
ist dringend notwendig. Das sieht 
auch unser Grundsatzprogramm vor.

Umstritten ist auch die neue For-
mulierung zu den Muslimen und 
zum Islam. Grenzt sie nicht eher 
aus als dass sie integriert?
LINNEMANN Überhaupt nicht. Die 

erste Formulierung war vielleicht 
noch etwas unklar, jetzt ist sie es 
nicht mehr.

Aber braucht es überhaupt einen 
entsprechenden Satz?
LINNEMANN Ja. Wir haben ein ekla-
tantes Problem mit radikalen Aus-
prägungen des Islams. Seit dem 7. 
Oktober 2023 sollte das eigentlich 
jeder erkannt haben. Muslimischer 
Antisemitismus und Hassreden 
gegen den westlichen Lebensstil 
wurden viel zu lange von der Poli-
tik unter den Teppich gekehrt oder 
sogar schöngeredet. Spätestens 
jetzt müssen diese Dinge offen an-
gesprochen werden, um die Bildung 
weiterer Parallelgesellschaften zu 
verhindern und die Muslime, die 
in Frieden und Freiheit mit uns 
leben wollen, zu unterstützen. Es 
geht hier um nicht weniger als um 
den Zusammenhalt in unserer Ge-
sellschaft. Übrigens bin ich sicher: 
Jede Formulierung in unserem 
Grundsatzprogramm zu diesem 
Thema hätte Kritik ausgelöst. Aber 
das halten wir aus.

DAS GESPRÄCH FÜHRTEN KERSTIN 
MÜNSTERMANN UND HAGEN STRAUSS.

„Kernkraft muss eine Option bleiben“
Der CDU-Generalsekretär äußert sich zum Markenkern der Partei, Frauen in der Union und zum Grundsatzprogramm.

INTERVIEW CARSTEN LINNEMANN

CDU-Generalsekretär Carsten Linnemann: „Die CDU ist wieder geschlossen und hat eine Programmatik, die in die Zukunft weist.“ FOTO: MICHAEL KAPPELER/DPA

„Wir haben
ein eklatantes Problem 

mit radikalen
Ausprägungen

des Islams.“

Bundesrat billigt Bezahlkarte für Asylbewerber
BERLIN (dpa) Die in der Ampel-Ko-
alition lange umstrittene Bezahlkarte 
für Asylbewerber ist ohne große De-
batte vom Bundesrat verabschiedet 
worden. Die bundesgesetzliche Re-
gelung zu solchen Karten sei zwar 
eigentlich überflüssig, da die Länder 
die Bezahlkarten auch ohne diese 
hätten einführen können, sagte Thü-
ringens Migrationsministerin Doreen 
Denstädt (Grüne) am Freitag in Ber-
lin. Da die nun gefundene Regelung 

für das Zahlungsmittel so ausgestal-
tet worden sei, dass die soziale und 
kulturelle Teilhabe von Geflüchteten 
garantiert bleibe, spreche nun aber 
auch nichts gegen eine Zustimmung 
zu dem Entwurf.

Mehrere Länder hatten den Bund 
aufgefordert, einen gesetzlichen Rah-
men für die Bezahlkarte zu schaffen. 
Asylbewerber sollen künftig einen 
Teil der staatlichen Leistungen zum 
Lebensunterhalt als Guthaben über 

die Karte erhalten. Dafür soll es we-
niger Bargeldzahlungen geben. Da-
mit soll unter anderem verhindert 
werden, dass Migranten Geld an 
Schlepper oder Familie und Freunde 
im Ausland überweisen.

Ob sie die Karte tatsächlich ein-
führen und wie sie die Nutzung aus-
gestalten, können die Länder dann 
selbst entscheiden. Vor allem Poli-
tikerinnen und Politiker der Grünen 
hatten in den vergangenen Monaten 

gefordert, der Gesetzentwurf müsse 
so formuliert werden, dass eine er-
hebliche Einschränkung der Rechte 
von Geflüchteten in einzelnen Regio-
nen ausgeschlossen werde. 

In einer Rede, die Staatssekretär 
Bernd Krösser zu Protokoll gab, ver-
wies das Bundesinnenministerium 
zudem auf andere mit dem Gesetz 
verbundene Änderungen. Beispiels-
weise sollen künftig bestimmte Daten 
zum Leistungsbezug im Ausländer-

zentralregister (AZR) abgebildet wer-
den. Insbesondere den Ausländer- 
und den Leistungsbehörden werde 
die Arbeit damit deutlich erleichtert, 
da sehr viele Abfragen untereinander 
„ins Blaue hinein“ dadurch entbehr-
lich würden. Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser (SPD) sagte nach dem 
Beschluss des Bundesrats: „Es ist gut, 
dass Bund und Länder in der Migra-
tionspolitik gemeinsam pragmatisch 
handeln.“ Sie verwies zudem auf 

die Einigung auf ein Gemeinsames 
Europäisches Asylsystem. Dieses 
sei der Schlüssel, „um die irregulä-
re Migration zu begrenzen, unsere 
Kommunen durch eine gerechtere 
Verteilung in Europa zu entlasten 
und humanitäre Standards in Europa 
festzuschreiben“. Ziel sei es, diese Re-
form schnellstmöglich umzusetzen 
– hierüber wollten die EU-Innenmi-
nisterinnen und Innenminister am 
Montag in Gent beraten.

Linke will Aus für private Krankenversicherung
VON HOLGER MÖHLE

BERLIN Die Linke will das Gesund-
heitssystem in Deutschland grund-
legend reformieren und dabei auch 
die privaten Krankenversicherungen 
abschaffen. Wie die Linke in einem 
Positionspapier fordert, das unserer 
Redaktion vorliegt, soll die bislang 
strikte Trennung von ambulanter 
Versorgung durch Einzelpraxen und 
stationärer Versorgung in Kranken-
häusern aufgehoben und durch ein 

integriertes ambulant-stationäres 
System ersetzt werden. Zur Finan-
zierung der Reform soll die Vermö-
gensteuer wiedereingeführt werden, 
damit die Schließung weiterer Kran-
kenhäuser und Stationen vermieden 
werde. Über das Reformvorhaben 
wollen die Spitzen von Partei und der 
Linken-Gruppe im Bundestag an die-
sem Sonntag in Templin beraten. Die 
Co-Vorsitzende der Linken, Janine 
Wissler, fordert derweil ein Gewinn-
verbot im Gesundheitssektor: „Es 
braucht ein Gewinnverbot im Ge-
sundheitswesen. Krankenhäuser und 
Pflegeheime sollten keine Gewinne 

für Aktionäre ausschütten. Das Geld 
wird für Investitionen in Gesundheit 
und gute Pflege gebraucht.“

Die Linke setzt sich weiter dafür 
ein, die private Krankenvollversi-
cherung abzuschaffen und in die 
gesetzliche Krankenversicherung zu 

überführen. „Mit einer solidarischen 
Gesundheitsversicherung ohne Bei-
tragsbemessungsgrenze könnten die 
Beiträge für niedrige und mittlere 
Einkommen bis etwa 6300 Euro brut-
to monatlich gesenkt und zugleich 
die Leistungen verbessert werden“, 
heißt es in dem Positionspapier. Zur 
Finanzierung der Gesundheitsreform 
und den damit verbundenen Inves-
titionskosten für die Länder fordert 
die Linke, die Vermögensteuer wie-
dereinzuführen, die wiederum in die 
Kassen der Länder fließt. Das bishe-
rige System der Fallpauschalen soll 
komplett abgeschafft werden.

Janine Wissler, 
Co-Parteivor-
sitzende der 
Linken, will ein 
Gewinnverbot 
im Gesundheits-
wesen. FOTO: 
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Ägypten sieht Fortschritte bei 
Gaza-Gesprächen mit Israel
KAIRO/TEL AVIV (dpa) In die festge-
fahrenen Verhandlungen zum Gaza-
Krieg könnte nach ägyptischen An-
gaben Bewegung gekommen sein. 
Bei Gesprächen zwischen ägypti-
schen und israelischen Vertreten hat 
es nach Angaben des staatsnahen 
ägyptischen Fernsehens Al-Kahira 
News am Freitag erhebliche Fort-
schritte gegeben. Nähere Angaben 
waren zunächst nicht bekannt. Der 
Sender hatte zuvor berichtet, eine 
ägyptische Delegation sei in Tel Aviv 
eingetroffen, um einen „umfassen-

den Rahmen“ für ein Waffenstill-
standsabkommen in Gaza zu be-
sprechen. Eine offizielle Bestätigung 
gab es bisher nicht.

Israel und die islamistische Ha-
mas verhandeln seit Monaten indi-
rekt über eine Feuerpause und die 
Freilassung weiterer Geiseln, die 
Terroristen der Hamas und ande-
rer extremistischer Gruppen am 7. 
Oktober vergangenen Jahres nach 
Gaza entführt hatten. Ägypten, die 
USA und Katar treten dabei als Ver-
mittler auf. 


